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DasErgebnis:
Nichts.
Brüderund
Schwestern
habenkeinen
nachhaltigen
Einfluss auf
denCharakter
eines
Menschen.

Man kann auch ohne sie aufwach-
sen und ein anständiger Mensch
werden. Trotzdem ist es ein
Segen, Geschwister zu haben.

Ich weiss, wovon ich spreche: Ich habe drei
Schwestern und fünf Brüder – der älteste ist
21 Jahre älter als ich, hätte theoretisch also
mein Vater sein können. Wie oft haben sie
mir, dem Nesthäkchen, das Leben erleich-
tert. Etwa mein zweitjüngster Bruder, der
in der Stadt eine Lehre machte und mich am
Wochenende jeweils mit den neuesten Aste-
rix-Comics versorgte. Meine führende Stel-
lung im Tauschhandel unter den Kindern im
Dorf war damit auf Jahre zementiert.

Diese Erfahrung hat zweifellos mein
Selbstbewusstsein aufpoliert, doch hat sie

auch tiefere Spuren in meiner Lebens-
geschichte hinterlassen, die mir bis heute
nicht bewusst sind? Über die Frage, ob
und wie sehr das Aufwachsen mit Geschwis-
tern die Persönlichkeit eines Menschen
prägt, machen sich Psychologinnen und
Soziologen seit Jahrzehnten Gedanken.
Dabei haben sich zwei Schulen entwickelt,
von denen jede überzeugt ist, sie habe die
besseren Argumente.

Die Vertreter der Theorie des sozialen
Lernens behaupten, Geschwister lernten
voneinander so viele Dinge, dass sie sich mit
der Zeit in ihren Persönlichkeitsmerkmalen
einander anglichen. Knaben mit einer
Schwester würden unweigerlich femininer;
als Mädchen einen Bruder zu haben, fördere
bei ihnen eher maskuline Züge. Mit anderen
Worten: Kinder mit Geschwistern des
anderen Geschlechts entwickelten weniger
genderbezogene Stereotypen.

Die Verfechter der Theorie der geschwis-
terlichen Differenzierung sehen das genau
umgekehrt. Glaubt man ihnen, führt die
Rivalität zwischen Geschwistern dazu, dass
sie sich gleichsam eine Nische suchen und
sich in ihrer Persönlichkeit voneinander dif-

ferenzieren. Sich von einer Schwester
abgrenzen zu müssen, macht Knaben männ-
licher – und Mädchen weiblicher.

Die Fachleute beider Denkrichtungen
berufen sich auf Studien, die ihre Sichtweise
bestätigen sollen. Da stimmt doch etwas
nicht, sagte sich wohl eine Gruppe von For-
scherinnen und Forschern – unter ihnen eine
Psychologin der Universität Zürich. Um ein
für alle Mal Klarheit zu schaffen, haben sie
deshalb zwölf Studien mit rund 86000 Teil-
nehmern aus neun Ländern inklusive der
Schweiz erneut analysiert. Das Ziel war,
herauszufinden, ob es tatsächlich einen
Zusammenhang zwischen Persönlichkeits-
merkmalen wie Risikotoleranz, Geduld,
Gewissenhaftigkeit oder emotionaler Stabili-
tät und dem Geschlecht eines jüngeren oder
älteren Geschwisters gibt. Das Ergebnis:
Nichts. Brüder und Schwestern haben keinen
nachhaltigen Einfluss auf den Charakter
eines Menschen.

Dass ihre Vorgängerinnen und Vorgänger
zu völlig anderen Schlüssen gekommen sind,
erklärt das Forscherteam mit deren selekti-
ver Auswahl von Stichproben bei den Pro-
banden, der Voreingenommenheit bei der

49Prozent

Geschwisterwerdenüberschätzt

Patrick Imhasly ist Redaktor im Ressort
Wissen der «NZZ am Sonntag».

Interpretation der Daten sowie einem lieder-
lichen Umgang mit den Methoden der Statis-
tik. Man könnte auch sagen: mit dem gender-
politisch korrekten Wunsch als Vater des
Gedankens. Einen Zusammenhang haben die
Spielverderber um den australischen Ökono-
men Thomas Dudek dann aber doch noch
gefunden. Sie haben in ihrem riesigen Daten-
satz festgestellt, dass Frauen mit einem jün-
geren Bruder ungefähr sieben Prozent weni-
ger verdienen als solche mit einer jüngeren
Schwester.

Woran das liegt, darüber können sie aller-
dings nur Mutmassungen anstellen: Hindern
jüngere Brüder ihre Schwestern an der beruf-
lichen Entfaltung, weil sie sich nehmen, was
sie wollen? Konzentrieren die Eltern ihre
Ressourcen lieber auf einen Sohn, auch
wenn er jünger ist? Als jüngstes Kind in unse-
rer grossen Familie und erst noch als Sohn
überkommt mich nun doch das schlechte
Gewissen. Ich habe keine Ahnung, wie viel
meine Schwestern verdienen, aber ich muss
unbedingt das Gespräch mit ihnen suchen.

Inder
Schweizwird
Staatskunde
oftmit dem
Geschichts-
unterricht
zusammen-
gefasst,
dermit dem
Lehrplan 21
anLektionen
eingebüsst
hat.

Gastkolumne

Der Turnunterricht in meiner Thur-
gauer Primarschule begann manch-
mal sonderbar. Wir fanden früh-
morgens unsere Halle nicht leer,

sondern dicht bestuhlt vor. Das Aufwärm-
programm bestand dann im Zusammen-
klappen und Wegräumen der Holzstühle, die
da aufgereiht standen. Um das Rednerpult
vor der Sprossenwand kümmerte sich unser
Lehrer, der jeweils nur ein entnervtes
«Gemeindeversammlung» grummelte. Und
damit hatte es sich auch schon mit der Auf-
klärung zur Lokalpolitik und zur Demokratie
auf Gemeindeebene. Erwachsene verbringen
den Abend auf unbequemen Sitzen in einer
zugigen Turnhalle, und ihre Kinder räumen
danach alles auf. Das liesse sich zu einem
Bild für das Verhältnis der Generationen
stilisieren, doch letztlich zeigt es vor allem
eins: dass die politische Bildung hierzulande
wenig Aufmerksamkeit erhält – gerade im
Kleinen, gerade bei den Kleinen.

Wenn wir heute Sonntagabend über die
nationalen und kantonalen Abstimmungs-
resultate diskutieren, wird auch die Stimm-
beteiligung Erwähnung finden. Vermutlich
wird sie wie meist um die 45 Prozent liegen;
vermutlich werden die zuverlässigen Wähle-
rinnen und Wähler – meist gut gebildete Per-
sonen mittleren Einkommens und gesetzte-
ren Alters – den Gang an die Urne oder den

rechtzeitigen Gang an den Briefkasten
geschafft haben. Aber eigentlich, so das vor-
hersehbare Lamento, müssten ja andere über
die Zukunft der Altersvorsorge abstimmen.
Zwar wird der Generation Z nachgesagt, sie sei
«aktivistisch», dies scheint aber nur auf jene
Bildungsschichten zuzutreffen, die in jeder
Generation politisch aktiver sind als der Rest.

Politische Teilhabe ist ein Recht – aber es
ist ein Recht, das mit Pflichten einhergeht,
die mitunter mühsam und zeitintensiv sind.
Am meisten Zeit kostet die Informations-
beschaffung: Wer abstimmen oder wählen
will, muss wissen, was Sache ist. Gerade in
einer halbdirekten Demokratie kommt der
politischen Bildung eine Schlüsselrolle zu
– zumindest müsste sie das. In der Schweiz
wird Staatskunde oft mit dem Geschichts-
unterricht zusammengefasst, der mit dem
Lehrplan 21 an Lektionen eingebüsst hat. Je
nach dem, welchen Bildungsweg Schülerin-
nen und Schüler nach der Sekundarstufe I
einschlagen, entfällt der Staatskundeunter-
richt gar ganz. Entsprechend wenig bleibt
in den Köpfen hängen – soweit man das über-
haupt weiss. Die Schweiz nahm zuletzt 2009
und 1999 an internationalen Studien zu
politischen Kompetenzen teil, mit mässigem
Resultat. Während in Deutschland zahlrei-
che Universitäten Lehrstühle zur politischen
Bildung eingerichtet haben, ist dieser For-
schungszweig in der Schweiz stärker in der
Geschichte und der Erziehungs- denn der
Politikwissenschaft verankert. Immerhin ist
mit dem Zentrum für Demokratie Aarau und
dem Luzerner Zentrum für Menschenrechts-
bildung die Forschung dort, wo sie am meis-
ten die Praxis beeinflussen kann, nämlich
an pädagogischen Hochschulen.

Die Politik im Kleinen (also auf Gemeinde-
ebene) und für die Kleinen bleibt oft aussen

vor. Auch viele ausserschulische Angebote
fokussieren auf Jugendliche ab Sekundar-
stufe und beleuchten vornehmlich national-
politische oder internationale Fragen. Dabei
täte es not, Kinder und Jugendliche nicht nur
für die grosse Politik zu interessieren, son-
dern auch für Gemeinde- beziehungsweise
Stadtpolitik. Hier liesse sich leicht aufzeigen,
wie sich Bürger einbringen können und wie
politische Entscheidungen den Alltag aller
beeinflussen, von der neuen Trafostation bis
zur Einführung von Tagesschulstrukturen.

Eine Investition in die politische Bildung
der Jüngsten ist auch eine Investition in die
Zukunft. Gerade kleine Gemeinden beklagen
seit Jahrzehnten ein rückläufiges Interesse
an Mitarbeit in der Milizpolitik, Ämter wer-
den immer wieder nicht in kompetitiven
Wahlen, sondern per Inserat besetzt. Mehr
politische Bildung ist zwar nicht zwingend
gleichbedeutend mit mehr Kandidierenden,
aber doch hoffentlich mit weniger Gleich-
gültigkeit und mehr Teilhabe.

Was sich in unserer Turnhalle jeweils bei
den Gemeindeversammlungen abgespielt
hatte, verstand ich erst, als ich als Gymna-
siastin für die Lokalzeitung Kandidierende
für den Gemeinderat interviewen durfte.
Vor der Volg-Filiale teilten sich alle, von der
SP bis zur SVP, einen Informationsstand und
gaben in ihrer Eintracht ein ganz anderes
Bild ab, als dies die Medien aus nationalen
Debatten wiedergaben. Auch diese Lektion
können wir nicht früh genug lernen: Egal,
wie uneinig man sich in politischen Fragen
auch sein mag, gegenseitiger Respekt ist
eine Grundvoraussetzung des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts.

Claudia Franziska Brühwiler lehrt an der
Universität St. Gallen Amerika-Studien.

Lokalpolitik
verdient
mehrPlatz
inderSchule

Wasman ineinemThurgauer
Dorf zwischenTurnhalle
undVolg-Filiale überPolitik
lernenkann–undwasnicht.
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Der «Walliser Bote» machte diese
Woche in unkonventioneller
Art auf ein Problem aufmerk-
sam, das die Redaktion beschäf-

tigt. Am Donnerstag war in grossen
Buchstaben auf der Frontseite zu lesen:
«Guten Tag, wir würden gern mit Renzo
Cicillini sprechen.» Der Werksleiter
der Lonza scheint sich wegzuducken.
Das Pharmaunternehmen, grösste Arbeit-
geberin im Oberwallis, geht offenbar seit
Monaten nicht auf Interviewanfragen
der Journalisten ein.

Es ist ein Phänomen, mit dem Medien-
schaffende zunehmend konfrontiert sind.
Leute, die sie kontaktieren, haben kein
Interesse an einem Austausch, antworten
oberflächlich, spät, gar nicht oder fordern
eine Gegenleistung. Mich fragte unlängst
ein Professor, ob wir ihm ein Honorar
zahlen würden für eine kurze Auskunft.
Auch wenn dieser Fall eine Ausnahme
sein mag, wird doch klar, wie sehr sich die
Machtverhältnisse verschoben haben.

Renommierte Wissenschafter, Mana-
gerinnen, Sportler oder Schriftstellerin-
nen sind nicht mehr ständig bereit,
ihre rare Zeit in ein Gespräch mit einem
Journalisten zu investieren. Sie haben
viel zu tun und können sich jederzeit über
eigene Kanäle öffentlich äussern, deren
Inhalte sie erst noch selbst kontrollieren.
So brauchen sie sich nicht zu fürchten,
ihre Geschichte oder ihre Aussagen
könnten anders dargestellt werden,
als sie es sich wünschten.

Die Kollegen im Wallis gehen mit der
Herausforderung kreativ um, und genau
das braucht es. Jammern hilft nicht,
besser und umso wichtiger ist es, journa-
listische Arbeit sorgfältig zu erledigen,
hartnäckig zu recherchieren, sich gut auf
Gespräche vorzubereiten, fair und inhalt-
lich präzise zu sein. Nur so lassen sich
Gesprächspartner überzeugen, dass sich
die Auseinandersetzung mit Medien noch
lohnt – oder dass es zum Nachteil werden
kann, wenn man sie nicht führt.

Medienkritik

Immerweniger
Lustauf
Journalisten

AlineWanner ist Redaktionsleiterin
desMagazins «NZZ Folio».

AlineWanner

Patrick Imhasly

Claudia FranziskaBrühwiler
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Steuersenkungen kurbeln dieWirtschaft an. Sie lösen
einen Boom aus, der dem Staat trotz tieferen Tarifen
gleich viele Einnahmen sichert oder sogarmehr als
zuvor: So lautet das Kalkül hinter Steuerermässigungen.
Auch bei der teilweisen Abschaffung der Verrechnungs-
steuer, über welche die Schweizerinnen und Schweizer
heute abstimmen. Die Rechnung geht oft auf, aber eine
Erfolgsgarantie gibt es natürlich nicht. Gut also, dass die
Schweizmit ihrer Vorlage nur relativ geringe Steueraus-
fälle riskiert. Ganz anders die neue britische Regierung
von Liz Truss. Sie geht eineWette ein, die sowaghalsig
ist, dass bei ihrer Bekanntgabe amFreitag die Finanz-
märkte bebten: Das ohnehin serbelnde britische Pfund
fiel auf einen neuen Tiefstand, und die Zinsen, die der
Staat für neue Kredite bezahlenmuss, stiegen kräftig
an. Truss plant die umfangreichsten Steuersenkungen
seit 1972, vollständig finanziertmit zusätzlichen Schul-
den. Dazu kommt: Kurz zuvor schon hatte sie überaus
teure,mit der Giesskanne verteilte Energiesubventio-
nen beschlossen. Das Timing ist denkbar unglücklich.
Die Bank of Englandmuss derzeitmit grossen Zins-
schritten die Konjunktur drosseln, umdie Inflation
in den Griff zu bekommen. Die Notenbank steht auf die
Bremse, die Regierung aufs Gas: Viel schlechter kann
manWirtschaftspolitik nichtmachen.Markus Städeli

DiewaghalsigeSteuerwette
derneuenRegierung

Grossbritannien

Die Europäische Union hat noch keine gemeinsame
Linie bei der Einreise russischer Touristen gefunden, da
kommt schon das nächste Problem: Sollen russische
Männer, die sich der Einberufung in die Armee entzie-
hen, Asyl in Europa erhalten? Balten und Polen sagen
kategorisch Nein. Russen, die siebenMonate lang nichts
gegen den Vernichtungskrieg ihres Staates gegen die
Ukraine gesagt haben, hätten nun auch kein Anrecht auf
Schutz in Europa, heisst es. Doch die Argumente der
Osteuropäer halten einer Prüfung nicht stand. Jenen
Männern Asyl zu gewähren, die nicht in den Krieg
ziehenwollen, ist ein Gebot der Fairness.Wenn die
Flüchtlinge des Ukraine-Krieges aufgenommenwerden,
kann dies auch für jene Russen gelten, die sich nicht als
Soldaten an diesem schändlichen Krieg beteiligen
wollen. Sei es aus Prinzip oder aus demTrieb zum
Selbsterhalt. Nicht jeder ist zumMärtyrer geboren.Man
tut sich leicht, Russen denWiderstand gegen das Regime
vonWladimir Putin zu verordnen,wennman in einem
sicheren europäischenRechtsstaat lebt. Dass russische
Kriegsdienstverweigerer geprüftwerdenmüssen, bevor
sie Asyl erhalten, versteht sich dabei von selbst. Putins
Agenten sollen nicht nach Europa.Markus Bernath

Kriegsdienstverweigerer
aufzunehmen, istnur fair

Russland

Londonwar dieseWoche ein Ort des Abschieds: Am
Montagwurde die Queen bestattet, amFreitag sagte
Federer Goodbye. Emotional waren beideMomente,
doch der Kontrast war gross: hier King Charles III., der
mit roten Augen und steifer Oberlippe sah, wie sich der
Sarg seinerMutter in die Gruft senkte; da der Tennis-
könig Roger I., der gemeinsammit seinemRivalen und
Freund Rafael Nadal hemmungslosweinte. Es gehört
zum Sport, dass grosseMomente in kurzenHosen
begangenwerden und die Etikette nicht immer an erster
Stelle kommt. Doch nun ist es Zeit, die Tränen abzu-
wischen und ein neues Kapitel zu beginnen: Im Final
des USOpenwar zu sehen, dass auch die junge Genera-
tion begeisternd Tennis spielen kann.RemoGeisser

Zeit, dieTränenabzuwischen
RogerFederer

Kaum ist unser Gesundheitssystem
wegen Corona fast kollabiert,
droht schon die nächste Katastro-
phe: dermögliche Zusammenbruch

unserer Energieversorgung imWinter. Um
einemBlackout entgegenzuwirken, läuft
derzeit einemillionenschwere Kampagne
des Bundes, die der Bevölkerung und der
Wirtschaft zeigt, wie einfach Energiesparen
geht («Backofen nicht vorheizen», «Kaffee-
maschine ausschalten», «Geschirrspüler
ganz füllen»). Der Slogan der Kampagne:
«Energie ist knapp. Verschwendenwir
sie nicht.»

Eine einleuchtende Botschaft, die gerade
darum komplett ungeeignet ist, den Energie-
verbrauch der Schweiz nachhaltig zu senken.
Dennwürden Vernunftappelle genügen,
um eine Verhaltensänderung zu bewirken,
dann gäbe es weder Raucher noch Alkoho-
liker. Niemandwäre übergewichtig oder
spielsüchtig. Es hätte auch niemand Kredit-
kartenschulden, ja noch nichtmal einen
Sonnenbrand.

Besonders die psychologischen Erkennt-
nisse der Verhaltenswissenschaften könnten
demBund ermöglichen, eine Energiespar-
kampagne zu entwickeln, die der Unver-
nunft und Bequemlichkeit unserer Spezies
Rechnung trägt. So gibt es etwa den gut
untersuchten «Attitude-Behavior Gap»:
Einsicht und Bewusstsein lösen nur selten
eine tatsächliche Verhaltensänderung aus –
es bleibt beim ewigen gutenWillen. Auch der
«Present Bias» hält uns davon ab, das Rich-
tige zu tun. Er sorgt dafür, dass uns ein
realer, konkreter Nutzen imHier und Jetzt
(zumBeispiel eine heimelig warmeWoh-
nung imHerbst) wichtiger ist als ein poten-
zieller, abstrakter Nutzen in der Zukunft
(etwa die Versorgungssicherheit der Schweiz
imWinter). Ein weiterer Grund dafür, dass
diemeisten von uns nicht das Licht löschen,
wenn sie einen Raum verlassen, ist eine
kognitive Verzerrung, welche die Verhaltens-
wissenschafter als «Plausible Deniability»
bezeichnen. Konkret: Je leichter uns eine

Ausrede für falsches Verhalten einfällt («Ich
komme ja gleichwieder in den Raummit
den vielen brennenden Lampen zurück»),
desto eher verhaltenwir uns falsch.

Gerade aus Sicht der Verhaltenswissen-
schaften lässt sich derzeit keine effektive
Strategie erkennen, wie Bundesbern den
Energieverbrauch unseres Landes nachhaltig
senkenwill. Gewiss: Es sind Kommunika-
tionsziele auszumachen. Es ist offensicht-
lich, welche Verhaltensänderungen bewirkt
werden sollen. Aber eine Strategie definiert
neben den Zielen, die es zu erreichen gilt,
auch die Hindernisse auf demWeg dorthin.
Und vor allem sieht eine Strategie vor, wie
diese Hindernisse konkret überwunden
werden können.

Als esMitte der achtziger Jahre darum
ging, dass sich die Schweizer Bevölkerung
mit Kondomen vor Aids schützt, hatten die
Behörden in Bern eine Strategie. «Ich ver-
wende nie Kondome, weil sie die Stimmung
verderben», lautete damals beispielsweise

eine Begründung für ungeschützten
Geschlechtsverkehr. Oder: «Ich verwende
nie Kondome, weil sie ohnehin nicht zu
100 Prozent sicher sind.» Trotzdem schaffte
es das Bundesamt für Gesundheit (BAG),
aus dem Liebestöter Präservativ einen
Lebensretter zumachen.

Möglichwurde dies durch die konse-
quente Berücksichtigung der psychologi-
schenWiderstände in den Köpfen der
Schweizerinnen und Schweizer. Sowar etwa
für viele Katholiken das Stop-Aids-Logomit
dem gerollten PräservativWerbung für den
lokalen Swingerklub. Statt auf die Vermei-
dung einer Infektion durchMonogamie hin-
zuweisen, propagierte Bundesbern in den
Augen gläubiger Christen nur denmechani-
schen Schutz durch Kondome. Das BAG
reagierte souverän auf die Kritik aus religiö-
sen Kreisen und schaltete Plakate, in denen
das Kondom im Stop-Aids-Logo durch einen
Ehering ersetzt wurde. Sowar die Kirche
wieder imDorf. Und die romtreuenWalliser
und Tessiner schützten sich fortan auch.

Verglichenmit der Kreativität und dem
psychologischen Geschick der Stop-Aids-
Kampagne («ImMinimum en Gummi drum»,
«Ohne Dings kein Bums», «Und röllele und
röllele ...») schneidet die gegenwärtige Ener-
giesparkampagne des Bundes schlecht ab.
Gefordert ist eine Kommunikation, die nicht
auf die blosse Auflistung von Verhaltens-
regeln setzt (das könnte jede Compliance-
Abteilung einer Grossbank auch), sondern
dermenschlichen Bequemlichkeit und
Unvernunft Rechnung trägt.

Menschliches Verhalten ist nicht das
Produkt von Programmierzeilen, die sich
nach Belieben ändern lassen. Information
ist nicht gleichMotivation. DerMensch ist
kein hochvernünftigerMister Spock, son-
dern ein unvernünftiger Homer Simpson.

Was clevereMarketingprofis wissen,
sollte endlich auch bei den Behörden in
Bern ankommen. Bis dahin bleibt jede
Kampagne gegen Energieverschwendung
Geldverschwendung.

DerexterneStandpunkt

WennsichunserEnergieverbrauchnachhaltig verringern soll, braucht
es inBundesbernmehrpsychologischesGeschick.Menschen lassen
sichnicht einfach soumprogrammieren, schreibtDominik Imseng

TippsgegenEnergieverschwendung
sindGeldverschwendung

Chappatte

PD

Dominik Imseng

Dominik Imseng, 54, ist Managing Partner
bei Smartcut Consulting in Zürich, einem
Beratungsunternehmen für Unternehmens-
entwicklung undMarketing. 2021 erschien
sein Buch «Chief Behavioral Officer: Wie Sie
mit den psychologischen Erkenntnissen der
Verhaltensökonomie den Unternehmens-
erfolg erhöhen» (Vahlen/Versus).
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